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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und  zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  
 
Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchenverband des Öffentlichen Personen- und 
Schienengüterverkehrs mit rund 700 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450.000 Beschäftigten begrüßt die 
Zielsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfes grundsätzlich, Natur und Landschaft wirksam zu schützen und 
die Bereitstellung von Flächen für naturschutzfachliche Aufwertungen zu verbessern. Auch die vorgesehenen 
Ansätze zur Multifunktionalität, zur Nutzung bevorrateter Maßnahmen, zur Übertragung von Kompensations-
verantwortung auf fachkundige Dritte, zur Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage für Standards im Arten-
schutz auch auf Aus- und Neubauvorhaben der Eisenbahnen sowie zur Klarstellung, dass ordnungsgemäße Un-
terhaltungsmaßnahmen an Verkehrswegen regelmäßig keinen Eingriff darstellen, sind grundsätzlich zu begrü-
ßen.  

Gleichwohl enthält der Entwurf aus Sicht des öffentlichen Personenverkehrs und des Schienengüterverkehrs 
mehrere Regelungen, die zu erheblichen zusätzlichen finanziellen Belastungen, zu mehr Bürokratie und zu 
Rechtsunsicherheit gerade für die zentrale Beschleunigung von Infrastrukturvorhaben führen können. Beson-
ders kritisch sind die gesetzliche Verankerung des überragenden öffentlichen Interesses für bestimmte Natur-
räume, die sehr weite Definition der „Natürlichen Infrastruktur“ und die vorgesehene Erhöhung von Kompensa-
tions- und Ersatzzahlungen sowie die aus diesen Punkten resultierende Gefahr, dass die mit dem Infrastruktur-
Zukunftsgesetz erreichten Beschleunigungseffekte für Schienen- und ÖPNV-Infrastruktur wieder abge-
schwächt und die Situation für Aus-, Neu- und Ersatzbau nicht-privilegierter Schieneninfrastruktur gegenüber 
dem geltenden Recht sogar massiv verschlechtert werden.  

Der VDV warnt vor einem System, in dem Naturschutz und Schieneninfrastruktur gegeneinander ausgespielt 
werden. Die Beschleunigung von Erneuerung und Ausbau der Infrastruktur für die klimafreundliche Verkehrs-
verlagerung auf die Schiene dient gerade dem Klimaschutz und schont die natürlichen Ressourcen und sollte 
daher als unverzichtbarer Bestandteil von Natur- und Klimaschutz betrachtet werden. Zudem stehen die im Fol-
genden kritisch betrachteten Punkte nach diesseitiger Einschätzung kaum im Einklang mit den im Modernisie-
rungspakt und im Koalitionsvertrag (Rn. 1246 ff.) vereinbarten Inhalten eines Naturflächenbedarfsgesetzes. 
 
Im Einzelnen:  

Zu Art ikel 1 Nr. 2 Buchstabe b) : § 1 Absatz 1a BNatSchG -E 

Die Einordnung des Schutzes von Nationalparken, Naturschutzgebieten, Kernzonen von Biosphärenreservaten 
und natürlicher Moore in das überragende öffentliche Interesse ist in dieser Breite problematisch. In der prakti-
schen Anwendung droht eine erhebliche Aufwertung naturschutzrechtlicher Belange vor allem gegenüber sol-
chen Schieneninfrastrukturprojekten die –  entgegen der langjährigen Forderung des VDV –  nicht in das überra-
gende öffentliche Interesse gestellt wurden. Dies benachteiligt perspektivisch vor allem Infrastrukturprojekte 
von nichtbundeseigenen Eisenbahnen und städtischen Schienenbahnen gegenüber Naturschutzbelangen über-
proportional und dürfte diese im Konfliktfall sogar völlig verunmöglichen. Für diese Infrastrukturvorhaben 
würde dieses Gesetz zu einer massiven Verschlechterung gegenüber dem geltenden Recht führen.  

Es erscheint zudem nicht nachvollziehbar, dass mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz zunächst eine Beschleu-
nigung und Erleichterung des Neu-, Aus- und Ersatzbaus von Schieneninfrastruktur umgesetzt werden sollte, 
dies aber durch den vorgelegten Gesetzentwurf nunmehr wiederum konterkariert werden soll. Die in Satz 2 vor-
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gesehenen Ausnahmen gegenüber dem Sondernaturschutz nach Satz 1 sind für die nicht durch das überragende 
öffentliche Interesse privilegierten Schieneninfrastrukturen wirkungslos, im Übrigen erscheint diese Ausnah-
meregelung rechtsförmlich (Regel-Ausnahmeverhältnis wird ins Gegenteil verkehrt, ständige Verweisungs-
pflege notwendig) und anwendungspraktisch (unübersichtlich, lässt nicht im überragenden öffentlichen Inte-
resse stehende Vorhaben in einer Abwägung noch weiter zurücktreten als bisher) nur schwer handhabbar. Mit 
einigem Erstaunen wurde diesseits im Übrigen zur Kenntnis genommen, dass die geltenden Regelungen, mit 
denen bestimmte Eisenbahninfrastrukturvorhaben ins überragende öffentliche Interesse gestellt wurden, im 

Entwurf nicht ausdrücklich enthalten sind.  

Zu Art ikel 1 Nr. 3 Buchstabe a): § 2 Absatz 3a  BNatSchG -E:  

Die Betonung von Multifunktionalität, Flächensparen und der Anerkennung von Maßnahmen aus anderen na-
turschutz- und fachrechtlichen Regimen kann Planungsprozesse effizienter machen und Flächenkonkurrenzen 

mindern. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b):  § 14 Absatz 4 BNatSchG -E:  

Die gesetzliche Klarstellung, dass regelmäßig durchgeführte Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrswegen und 
Betriebsanlagen –  einschließlich ökologischen Trassenmanagements an Schienenwegen –  regelmäßig keinen 
Eingriff darstellen, reduziert Rechtsunsicherheit und Vollzugsaufwand. Für Betrieb, Vegetationsmanagement 
und Verkehrssicherheit ist das ausdrücklich zu begrüßen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe c) und Buchstabe g): § 15 Absatz 3b BNatSchG -E und § 15 Absatz 6b Sätze 4 und 
8  BNatSchG -E: 

Die Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 20 % bei Eingriffen in Flächen der Natürli-
chen Infrastruktur sowie die pauschale Erhöhung von Ersatzzahlungen um 20 % verschärfen die Kostenlast er-
heblich. Für Infrastrukturvorhaben des öffentlichen Verkehrs, die ohnehin unter hohem Investitions- und Sanie-
rungsdruck stehen, ist das ein spürbarer Kostentreiber. Diese erhebliche Mehrbelastung dürfte nach unserer 
Einschätzung zudem durch weitere Kosten im Zusammenhang mit erhöhtem Planungsaufwand und insgesamt 
verlängerten Planungszeiten noch höher ausfallen.  

Die geplanten Zuschläge auf Kompensations- und Ersatzzahlungen wirken unmittelbar kostensteigernd. Gerade 
bei Schienenwegen, Oberleitungsanlagen, Bahnhofs- und Betriebsflächen, Depot- und Werkstattstandorten, 
Gleisanschlüssen sowie bei Maßnahmen zur Elektrifizierung, Digitalisierung und Erneuerung ist mit merklichen 
Mehrkosten zu rechnen. Diese Kosten treffen letztlich die Verkehrsunternehmen, die Aufgabenträger oder die 
Infrastrukturfinanzierung. Sie würden die gerade bei Aus- und Neubau bestehende Unterfinanzierung (bspw. im 
Bedarfsplan Schiene und im GVFG) verschärfen. Eine Verschiebung oder gar ein kompletter Verzicht auf ein-
zelne Projekte zu Lasten auch des Klimaschutzes wäre unvermeidlich. 

Zudem ist zu Absatz 6b anzumerken, dass diese wichtige Regelung zu Ersatzgeldzahlung gerade erst durch das 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz eingeführt wurde und es sehr befremdet, dass diese nunmehr in einem weiteren 
Gesetzentwurf wieder relativiert wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 8: § 15b BNatSchG -E  

Die Anerkennung weiterer Kompensationskonstellationen sowie die Möglichkeit, Kompensationsverantwortung 
auf fachkundige Dritte zu übertragen, kann Verfahren vereinfachen und beschleunigen und ist daher grundsätz-
lich zu begrüßen. 

Zu Artikel 1 Nr. 11: § 20a  BNatSchG -E in Verbindung mit § 15 Absatz 3b-E:  

Die Definition der „Natürlichen Infrastruktur“ ist sehr weit gefasst und umfasst neben klassischen Schutzgebie-
ten auch Moorböden, Auen, Biotopverbundachsen und weitere landschaftsplanerisch dargestellte Flächen so-
wie Verbreitungsgebiete geschützter Arten. Dadurch steigt das Risiko, dass auch Flächen an oder in bestehen-
den Bahn-, Stadtbahn- und Betriebsanlagen sowie Flächen für Vegetationspflege, Baustelleneinrichtung oder 
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Erweiterungen in die Maluslogik fallen. Das ist ordnungspolitisch zu unbestimmt und finanziell belastend. Zu-
dem besteht die Gefahr, dass durch das Herausstellen einer besonders geregelten „Natürlichen Infrastruktur“ 
ein Abwägungsvorrang auf kaltem Wege erzeugt wird, was einer nicht näher gerechtfertigten Aufwertung be-
stimmter Kategorien über die Vorgaben des europäischen Umweltrechts hinaus gleichkommt. 

Durch die erstmalige Einführung dieses unbestimmten Begriffs in die deutsche Rechtsordnung werden Rechts-
unsicherheiten zu Lasten von Vorhabenträgern geschaffen, die zu einer zeitlichen Verlängerung der heutigen 
Genehmigungsverfahren führen werden; in der Folge ist darüber hinaus mit zusätzlichen Klageverfahren zu 
rechnen. 

Zu Artikel 1 Nr. 14: § 54 Absatz 12 BNatSchG -E 

Dass in die Ermächtigungsgrundlage nunmehr auch der Aus- und Neubau von Eisenbahnbetriebsanlagen ein-
deutig aufgenommen wurde, ist zu begrüßen. Dies entspricht der Forderung des VDV. Allerdings sind auch Be-
triebsanlagen städtischer Schienenbahnen in diese Ermächtigungsgrundlage aufzunehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 [Klammerzusatz] : § 74 Absatz 7 BNatSchG -E: 

Angesichts der unkalkulierbaren Risiken für Verzögerungen und Mehrbelastungen aus den in § 1 Absatz 1a, § 15 
Absatz 3b und Absatz 6b Sätze 4 und 8 BNatSchG -E, § 20a BNatSchG -E vorgesehenen Regelungen ist ein ef-
fektiver Schutz von Bestandsanlagen sowie von Vorhaben, für die bereits ein Zulassungsantrag gestellt wurde, 
zwingend. Vor diesem Hintergrund ist die in § 74 Absatz 7 BNatSchG-E (Klammerzusatz) vorgesehene Regelung 
als dringend notwendig zu begrüßen. Der Anwendungsbereich sollte zur Herstellung dringend notwendiger 
Rechtssicherheit dieser für den Schienenverkehr zentralen Regelung so gefasst werden, dass eindeutig auch 
Änderungen, Unterhaltung, Erneuerung und Instandhaltung von Bahnbetriebsanlagen umfasst sind, bei denen 
Beeinträchtigungen der Schutzgebiete im Anwendungsbereich der Regelung im § 1a nicht ausgeschlossen wer-
den können. Allein bei DB-Strecken betrug (jeweils für sich betrachtet) die Berührung Ende 2025 bei Natur-
schutzgebieten 953 km und bei Biosphärenreservaten 893 km. Bei Bestandsnetzvorhaben der DB ist damit na-
hezu ausgeschlossen, Vorhaben so zu planen und zu realisieren, dass es zu keinerlei Beeinträchtigungen dieser 
Schutzgebiete kommen kann. Betroffen sind v.a. notwendige Entnahmen von Gefahrenbäumen, die Erneuerung 
oder die erstmalige Errichtung von Hang- bzw. Felssicherungsanlagen sowie Erneuerungen von Brücken. Der 
Vorschlag zu Nr. 17 vor dem Klammerzusatz ist aus den vorgenannten Gründen abzulehnen, aber ebenso, da 
vereinfachende Regelungen damit ebenfalls von der Anwendung für Vorhaben an Bestandsanlagen ausgenom-
men würden. 

Fazit  

Auch wenn die grundsätzliche Zielsetzung der Gesetzesinitiative nachvollziehbar erscheint, sind zu viele Zielkon-
flikte mit dem für unsere Branche wichtigen Infrastruktur-Zukunftsgesetz (InfZuG) erkennbar, mit dem erst 
kürzlich dringend notwendige Verfahrensbeschleunigungen für die Modernisierung sowie für den Erhalt und 
Ausbau des umwelt- und klimafreundlichen öffentlichen Personen- und Schienengüterverkehrs festgeschrieben 
wurden. In Summe können die angedachten Neuregelungen zur „Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 
Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ sogar dazu führen, dass die Klimaschutzziele im 
Verkehrsbereich nicht erreicht werden. Insbesondere befürchten wir, dass die angestrebte Verkehrsverlagerung 
auf die Schiene erheblich beeinträchtigt wird, wenn der Gesetzentwurf unter verkehrspolitisch erforderlichen 
Gesichtspunkten unverändert bleibt. 

 


	Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b): § 1 Absatz 1a BNatSchG-E 
	Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a): § 2 Absatz 3a BNatSchG-E: 
	
	Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe c) und Buchstabe g): § 15 Absatz 3b BNatSchG-E und § 15 Absatz 6b Sätze 4 und 8 BNatSchG-E: 
	
	Zu Artikel 1 Nr. 11: § 20a BNatSchG-E in Verbindung mit § 15 Absatz 3b-E: 
	Zu Artikel 1 Nr. 14: § 54 Absatz 12 BNatSchG-E 
	Zu Artikel 1 Nr. 17 [Klammerzusatz]: § 74 Absatz 7 BNatSchG-E: 
	Fazit 



